
Entschließung der Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder 
vom 13. Oktober 1995

Datenschutz bei elektronischen Geldbörsen und anderen
kartengestützten Zahlungssystemen

Die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder halten es für dringend erforderlich, dass bei
kartengestützten Zahlungssystemen, die zunehmend in Konkurrenz zum Bargeld treten,
datenschutzfreundliche Verfahren eingesetzt werden. Dabei bietet es sich an, vor allem Guthabenkarten zu
verwenden. Es sollten nur solche Clearingverfahren eingesetzt werden, die weder eine individuelle
Kartennummer benutzen noch einen anderen Bezug zum Karteninhaber herstellen.

Sowohl im öffentlichen Personennahverkehr als auch bei der Deutschen Bahn AG können Fahrscheine
bargeldlos erworben werden. Auch Autofahrer können auf Bargeld verzichten: Beim Parken, beim Tanken,
künftig auch bei der Benutzung von Autobahnen wird verstärkt auf elektronisches Bezahlen zurückgegriffen.
Immer mehr Telefone und Warenautomaten werden auf bargeldlose Zahlungsverfahren umgestellt, so dass
viele Artikel des täglichen Bedarfs elektronisch bezahlt werden können. Von Kreditinstituten wird die
Kombination verschiedener Anwendungen auf einer Karte angestrebt, z.B. mit einer Kombination der
Bezahlung für den öffentlichen Nahverkehr, Parkgebühren und Benutzungsentgelte für öffentliche
Einrichtungen.

Zum elektronischen Bezahlen werden entweder Kreditkarten, Debitkarten oder Guthabenkarten eingesetzt.
Bei Kredit­ und Debitkarten werden sämtliche Zahlungsbeträge verbucht, dem Käufer in Rechnung gestellt,
auf den Kontoauszügen ausgedruckt und für mindestens 6 Jahre gespeichert. Dagegen wird bei
Guthabenkarten im voraus ein Guthaben eingezahlt und bei jeder einzelnen Zahlung das Guthaben
entsprechend herabgesetzt; die Zahlungsbeträge müssen keinem Käufer zugeordnet werden.

Beim elektronischen Bezahlen entstehen sehr unterschiedliche Datenschutzrisiken. Bei Kredit­ und
Debitkarten besteht die Gefahr, dass die aus Abrechnungsgründen gespeicherten personenbezogenen Daten
ausgewertet und zweckentfremdet genutzt werden: Informationen über den Kauf von Fahrscheinen oder über
die Nutzung von Autobahnen können zu Bewegungsprofilen verdichtet werden. Das Konsumverhalten des
Einzelnen wird bis ins Detail nachvollziehbar, falls auch Kleineinkäufe am Kiosk nachträglich abgerechnet
werden. Durch den Datenverkauf für Werbung und Marketing können sich weitere Risiken ergeben.
Demgegenüber kann bei der Verwendung von Guthabenkarten auf das speichern Personen­ oder
kartenbezogener Daten aus erfolgten Zahlungen verzichtet werden.

Vor allem im Kleingeldbereich ist die Nutzung von Debit­ und Kreditkarten entbehrlich, da
fälschungssichere Guthabenkarten auf der Basis von Chipkarten mit integriertem Verschlüsselungsbaustein
zur Verfügung stehen. Falls größere Geldbeträge nachträglich per Kredit­ oder Debitkarte bezahlt werden, ist
darauf zu achten, dass die Abrechnung zunächst über Konten erfolgt, deren Inhaber dem Zahlungsempfänger
nicht namhaft gemacht wird. Erst bei Zahlungsunregelmäßigkeiten ist es notwendig, den Bezug zum
Kontoinhaber herzustellen.

Angesichts der Risiken, aber auch der von Chipkarten ausgehenden Chancen, fordern die
Datenschutzbeauftragten die Kartenherausgeber und die Kreditwirtschaft dazu auf, kartengestützte
Zahlungssysteme zu entwickeln, die möglichst ohne personenbezogene Daten auskommen, und deren
Anwendung so zu gestalten, dass ein karten­ und damit personenbezogenes Clearing nicht erfolgt. Der
Gesetzgeber muss sicherstellen, dass auch in Zukunft die Möglichkeit besteht, im wirtschaftlichen Leben im
gleichen Umfang wie bisher anonym zu bleiben.

 


